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Haben Sie innovative Ideen, mit 
denen Sie die Stadtkasse wieder 
füllen wollen?
Andrea Strätz, Architektin

Der wichtigste Grundsatz, den 
ich in der Bamberger Haushalts-
politik vermisse, ist Aufrichtig-
keit. Im Stadtrat wird derzeit 
mehrheitlich ein Projekt nach 
dem anderen beschlossen, ob-
wohl dafür kein Geld da ist. Das 
ist Augenwischerei gegenüber 
den Bürgern und Bürgerinnen. 
Zunächst einmal muss – ganz 
unpopulär, aber aufrichtig – ge-
sagt werden, dass wir uns vieles 

nicht leisten können, um lang-
fristig die Stadtkasse wieder flott 
zu machen.

Ich persönlich habe mich 
schon als Bundestagsabgeordne-
te bemüht, Gelder für die Welt-
kulturerbestadt auf Bundesebe-
ne abzurufen. Sowohl das Bau-
ministerium als auch die Kultur-
staatsministerin und die Deut-
sche Stiftung Denkmalschutz 
hatten dafür offene Ohren. Lei-
ter hat Oberbürgermeister Lau-
er meinen Kontakten keine Ta-
ten folgen lassen – ein Antrag 
auf Mittel der Deutschen Stif-
tung Denkmalschutz wurde bis 
heute nicht gestellt.

Wie wird die finanzielle Aus-
stattung der Sportvereine aus-
sehen? Gibt es da wieder Geld?
Jörg Stahlmann, Lehrer

Es ist ja nicht so, dass Sportver-
eine derzeit kein Geld erhalten. 

2005 wurden 645.000 Euro be-
reitgestellt, allein an Zuschüssen 
für Sportvereine. Dazu kommen 
dann noch die Unterhaltskosten 
für stadteigene Sportstätten wie 
Volkspark, Sportzentrum Gau-
stadt, Bäder usw., von denen 
die Vereine ja auch profitieren. 
Ich halte die Arbeit von Sport-
vereinen für wichtig und diese 
finanzielle Unterstützung auch 
für gerechtfertigt, aber ich will 
auch ehrlich sein: Mehr ist an-
gesichts der miserablen Haus-
haltslage nicht drin. Die Stadt 
muss ja neben den Sportverei-
nen auch noch andere Vereine 

(soziale, kultrurelle, Jugendver-
eine usw.) untersützten.

Was ich aber dringend für nö-
tig halte, ist eine Überarbeitung 
der Sportförderrichtlinien. Ich 
würde mir wünschen, dass ein 
Verein Geld bekommt, weil er 
gute Arbeit leistet und nicht weil 
es halt schon immer so ist. Kri-
terien sollten sein: Jugendarbeit, 
bei Fußballvereinen z.B. Förde-
rung von Mädchen-Fußball, Ak-
tionen zur Integration von Bür-
gerInnen ausländischer Her-
kunft, Stadtteilarbeit, eine natur-
nahe Gestaltung der Sportstät-
ten, Umweltschutz und Ener-
giesparmaßnahmen im Vereins-
haus usw.

Welche Maßnahmen würden 
Sie ergreifen gegen das Sterben 
alteingessessener Geschäfte in 
der Innenstadt Bambergs und 
gegen deren Ersetzung durch 
die überall gleichen Ketten?
Dr. Stephan Link, Lehrer

Die Ketten kommen ja deshalb 
in die Innenstadt, weil sie als 
einzige noch in der Lage und be-
reit sind, hohe Mieten zu bezah-
len. Man muss also bei den Ver-
mietern ansetzen – mit Überzeu-
gungsarbeit – dass auch sie ver-
antwortlich sind für die Gestalt 
und Qualität unserer Stadt. Die 
Stadt könnte hier als Vermittle-
rin und Moderatorin auftreten.

gen gehört dazu, ebenso wie et-
wa ein Beschwerdemanagement 
im Rathaus, das Beschwerden 
von BürgerInnen bearbeitet und 
in Verbesserungen umsetzt. Der 
Stadtrat sollte regelmäßig Gele-
genheit zu Bürgerfragen am Be-
ginn seiner Sitzungen bieten und 
es sollten auch viel öfter Bürger-
versammlungen abgehalten wer-
den – und zwar gezielt in den 
einzelnen Stadtteilen.

Außerdem ist der Entwick-
lung dringend Einhalt zu ge-
bieten, dass immer mehr Ent-
scheidungen ausgelagert wer-
den, in Aufsichtsräte, Stiftungen 
usw. Hier kann der Stadtrat nur 
noch in begrenztem Maße Ein-
fluss nehmen und die BürgerIn-
nen können gar nicht mehr teil-
haben, denn all diese Gremien 
tagen nicht öffentlich. So wird 
Stadtpolitik bürgerfern, sie legt 
Mehltau an, die Motivation der 
BürgerInnen, sich für ihre Stadt 
zu engagieren, geht verloren.

Was halten Sie von der Einfüh-
rung eines Jugendparlamentes?
Wolfgang Ballinger

Viel – wenn diese Forderung 
von Jugendlichen eingebracht 
wird. Von der Einrichtung eines 
Jugendparlamentes einfach so 
„von oben“ halte ich nichts, das 
müssen die Jugendlichen selber 
in die Hand nehmen, sonst wird 
es nur ein weiteres Bürokra-
tiemonster. Zuerst sollte also ei-
ne Jugendversammlung abgehal-
ten werden, bei der die Jugend-
lichen selbst diskutieren, was sie 
wünschen. Die Stadt sollte so of-
fen sein, dass sie einen auf die-
se Weise erarbeiteten Vorschlag 
der Jugendlichen dann auch si-
cher weiterverfolgt.

Wie soll es in Zukunft mit den 
Bamberger Schulen weiterge-
hen ?
Frau P.

Die Schulen haben bei mir obers-
te Priorität. Auch wenn die städ-
tischen Gelder knapp sind, man 

in vielen Bereichen sparen muss, 
bei den Schulen würde ich den 
Rotstift nicht ansetzen. Schon in 
meiner Zeit als GAL-Stadträtin 
habe ich immer wieder – und 
meistens vergebens – notwendi-
ge Investitonen angemahnt. Be-
sonders die städtischen Schulen 
dürfen nicht ausgehungert wer-
den. Es muss Ziel der Stadt sein, 
dass jedes Kind die Bildung be-
kommen kann, die es braucht. 
Wenn das z.B. bedeutet, dass 
an der Wirtschaftsschule mehr 
Klassen eingerichtet werden 
müssen, weil dort die Nachfrage 
so groß ist, dann muss das die 
Stadt tun.

Wie stehen Sie zum Umkippen 
der Stadtratsmehrheit in Sa-
chen Mobilfunkmoratorium?
Frau R.

Ich als Oberbürgermeisterin wä-
re da mutiger und würde mich 
von den Mobilfunkfirmen nicht 
einschüchtern lassen. Das wä-
re mir die Gesundheit der Bam-
bergerInnen wert. Der richti-
ge Weg war der Beschluss, ein 
Gutachten erarbeiten zu lassen, 

das die Strahlung für alle mi-
nimiert. Dass der Stadtrat nun 
eingeknickt ist, diesen Beschluss 
aufgehoben hat und nun doch 
mehr oder weniger allen Wün-
schen der Mobilfunkbetreiber 
nachkommt, ist fatal. Vor allem 
signalisiert es den Firmen, dass 
sie letztlich doch alles bekom-
men werden, was sie wollen. 
Die Stadt sollte vielmehr mit ge-
ballter Bürgerkraft den überzo-
genen Ansprüchen dieser Fir-
men die Stirn bieten.

Was wird sich verändert haben 
nach sechs Jahren Oberbürger-
meisterin Sowa?
Andrea Strätz, Architektin

Es wird sich hoffentlich viel ver-
ändern, aber ich will einfach 
mal einen zentralen Punkt her-
ausgreifen. Alle Bamberger und 
Bambergerinnen werden täglich 
den Unterschied merken, wenn 
sie ihre Wege durch Bamberg 
machen. Wichtige Maßnah-
men des Verkehrsentwicklungs-
plans werden endlich umgesetzt 
sein: Es gibt viele neue Busspu-
ren, die den Bus zum schnells-
ten Verkehrsmittel in die In-
nenstadt machen, dazu viele gut 
ausgebaute Radwege und ver-
kehrsberuhigte Bereiche in der 
Innenstadt. Es wird endlich ei-
nen Verkehrsverbund mit dem 
Landkreis geben, der seinen Na-
men verdient hat, so dass auch 
die UmlandbesucherInnen be-
vorzugt mit dem Bus in die In-
nenstadt kommen. Erhöhte 
Ruß-, Benzol- und Feinstaub-
werte gehören der Vergangen-
heit an und die BewohnerInnen 
im Zentrum müssen nicht mehr 
um ihre Gesundheit bangen.

Mehr Busspuren, weniger „Mehltau“  
und viel weiblicher Charme
Unter dem Motto „Zwiebeln Sie Fau Sowa“ lud die 
Bamberger GAL Bürger und Bürgerinnen ein, Fragen 
an die Oberbürgermeisterkandidatin der GAL zu stel-
len. Hier eine Auswahl der Fragen – natürlich mit den 
Antworten von Ursula Sowa.

Zwiebeln Sie Frau Sowa!
Wenn Sie Fragen direkt an die 
GAL-OB-Kandidatin haben: Ge-
legenheit gibt es immer:
• montags, 17 Uhr im Rondo-
Café am Schönleinsplatz
• mittwochs, 16 Uhr in der 
Gaststätte „Am Schlachthof“ 
(Lichtenhaidestraße)
• samstags, 11 Uhr im Café 
Müller (Austraße)

Zur Person:
Ursula Sowa, geb. 1957
Architektin
drei Kinder (20, 17, 15 Jahre)
Mitglied des Bundestags 
2002 bis 2005
Mitglied im Bamberger 
Stadtrat 1990 bis 2002

Ursula Sowa mit Bürgerinnen und Bürgern beim montäglichen Polit-Rondo im Rondo-Café am 
Schönleinsplatz.                                                                                                                Photos: Michael Schilling

Die Mieten können auch da-
durch beeinflusst werden, dass 
wir die knappen 1A-Geschäfts-
lagen (Fußgängerzone) auswei-
ten und attraktive 1B- und 1C-
Lagen schaffen. Die Mieten in 
der Fußgängerzone sind ja auch 
deshalb so hoch, weil es die bes-
te – weil autofreie – Geschäfts-
lage ist, wo Einkaufen, Bum-
meln und Flanieren Spaß macht. 
Solch ein attraktives Einkaufs-
flair brauchen wir in vielen Stra-
ßen. D.h. wir müssen bei der 
Verkehrspolitik endlich Nägel 
mit Köpfen machen.

Es wäre auch zu prüfen, ob die 
Stadt ihre Zuschüsse zur Denk-
malsanierung nicht an Aufla-
gen binden kann. Also Zuschüs-
se für die Sanierung eines Ge-
schäftshauses nur dann, wenn 
der Hauseigentümer an einen 
mittelständischen Betrieb ver-
mietet.

Wie stellen Sie sich Gestaltung, 
Vitalisierung oder Revitalisie-
rung der Sandstraße vor?
Peter Makowsky, Vorstand Jazz-
club

Leider wurde erst vor kurzem 
wieder eine Entscheidung zum 
Nachteil der Sandstraße ge-
troffen: die neue Verkehrsfüh-
rung im Maienbrunnen bringt 
zur Zeit noch mehr Verkehr in 
die Sandstraße als dort ohnehin 
schon ist. Dabei wäre das wich-
tigste eine durchgreifende Ver-
kehrsberuhigung, die Anliefer- 
und Anwohnerverkehr zwar zu-
lässt, aber Durchgangsverkehr 
aus dem Sand draußen hält.

Das wäre die Grundvoraus-
setzung dafür, dass der Sand 
wieder ein besseres Wohngebiet 
für Familien wird, dass Gastro-
nomie mehr Straßenraum nut-
zen könnte, dass die Sandstra-
ße als Fortsetzung der Einkaufs-
stadt wahrgenommen würde.

Für ganz vielversprechend 
halte ich die Vorbereitenden 
Untersuchungen für das Sanie-
rungsgebiet Sand, die derzeit 
laufen. Hier werden Vorschläge 
tatsächlich zusammen mit den 
Bürgern und Bürgerinnen vor 
Ort entwickelt – so stelle ich mir 
Stadtentwicklung vor.

Was ist ein Manko in Bamberg 
und wie wollen Sie es beheben?
Herr S.

Die Stadtpolitik selbst ist ein 
großes Manko: Sie ist für die 
BürgerInnen oft undurchsichtig 
und unverständlich. Das kommt 
vor allem daher, das Stadtrat 
und Stadtverwaltung oft als Ge-
genüber der BürgerInnen gese-
hen werden. Ich möchte hier ei-
nen Klimawechsel. Mein Ziel ist 
ein Miteinander von Verwal-
tung, Politik und Bürgerschaft, 
so dass die Kompetenzen, die 
bei allen, eben auch bei den Bür-
gerInnen vorhanden sind, sich 
gegenseitig sinnvoll ergänzen. 
Die Beteiligung von BürgerIn-
nen an den Haushaltsberatun-


